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Drucksache V/2230 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. November 1967 

II/l — 68070 — 6186/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Einführung einer Abweichung 
von Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 3 der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG des Rats. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Oktober 
1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
PosUadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Einführung einer Abweichung von Artikel 5 Absatz 3 und 
Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
OEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160^66 EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über die Einführung einer 
Handelsregelung für bestimmte landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse ^), insbesondere auf Arti- 
kel 17 zweiter Gedankenstrich, 

1 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 3 
der Verordnung Nr. 160 66/EWG wird die Höhe des 
beweglichen Teilbetrags, der bei der Einfuhr von in 
Artikel 2 Absatz 1 genannten Waren anwendbar ist, 
unter Berücksichtigung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß den Vertragsbestimmungen gewährten Er- 
stattungen bei der Erzeugung festgesetzt, sofern die- 
sen Erstattungen bei der Festsetzung der für die Be- 
rechnung dieser Beträge dienenden Preise nicht 
Rechnung getragen wurde. 

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 371 /67/EWG des Rcats vom 25. Juli 1967 
zur Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung 
von Getreide- und Kartoffelstärke und Quellmehl ~) 
geweähren die Mitgliedstaaten eine Erstattung bei 
der Erzeugung für den zur Herstellung von Stärke 
und Quellmehl bestimmten Mais, die, je 100 kg, | 
gleich den Unterschied zwischen dem Schwellenpreis 
dieser Getreideart und 6,80 Rechnungseinheiten be- 
trägt. In Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 dieses Artikels wird diese Erstattung bei 
der Erzeugung in Italien um 0,30 Rechnungseinhei- ' 
ten erhöht, sofern dieser Mitgliedstaat von Arti- 
kel 23 Absatz 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
des Rats vom 13, Juni 1967 über die gemeinsame 


•) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 40 


Marktorganisation für Getreide '^) keinen Gebrauch 
macht. 

Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
360 67 EWG des Rats vom 25. Juli 1967 über die Re- 
gelung für die Einfuhr und für die Ausfuhr von Ge- 
treide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bleibt 
jedoch diese Erhöhung der Erstattung bei der Be- 
rechnung des beweglichen Teilbetrags der Abschöp- 
fung auf die Erzeugnisse des Artikels 5 Punkt 1 
Buchstabe A b) erster Gedankenstrich des Artikels 7 
j Absatz 1 und der Artikel 9, JO und 11 dieser Ver- 
ordnung unberücksichtigt. Es ist deshalb gerechtfer- 
tigt, diese Erstattung auch bei der Festsetzung des 
beweglichen Teilbetrags für die Waren, die nicht 
unter Anhang 11 des Vertrages fallen und aus diesen 
Verarbeitungserzeugnissen hergcstellt werden, nicht 
zu berücksichtigen. Insofern ist es angebracht, eine 
von Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 3 der 
Verordnung Nr. 160 66'EWG abweichende Regelung 
zu treffen ~ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bei der Berechnung der Höhe des beweglichen 
Teilbetrags, der bei der Einfuhr von in der Verord- 
nung Nr. 160/66 EWG genannten Waren nach Italien 
anzuwenden ist, wird die gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 371 /67/EWG in 
I diesem Milgliedstaat gewährte Erstattung bei der 
Erzeugung nicht berücksichtigt. 

Artikel 2 

; Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
i öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
^ vom 19. Juni 1967, S. 2269 67 
Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 

vom 31. Juli 1967, S. 13 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


In Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 371/67/EWG des Rats vom 25 . Juli 1967 
zur Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung 
von Getreide- und Kartoffelstärke und Quellmehl 
wird die Erstattung bei der Erzeugung für den zur 
Stärkeherstellung bestimmten Mais in Italien um 
0,30 Rechnungseinheiten für 100 kg Mais erhöht. 
Dadurch wird der Preis des zur Stärkeherstellung 
bestimmten Mais in diesem Mitgliedstaat auf 6,50 
Rechnungseinheiten für 100 kg gesenkt, während 
er in den anderen Mitgliedstaaten 6,80 Rechnungs- 
einheiten beträgt. 

Gemäß Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 3 
der Verordnung Nr. 160 66 EWG des Rats vom 
27. Oktober 1966 über die Einführung einer liandels- 
regelung für bestimmte landwirtschaftliche Ver- 
arbeitungserzeugnisse müßte diese Erhöhung der 
Erstattung bei der Erzeugung des zur Stcärke- 
herstellung bestimmten Mais bei der Berechnung 
des beweglichen Teilbetrags, der bei der Einfuhr 
von unter diese Verordnung fallenden Waren an- 
zuwenden ist, berücksichtigt werden. 


I Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung Nr. 

I 360/67/EWG des Rats vom 25. Juli 1967 über die 
Regelung für die Einfuhr und für die Ausfuhr von 
Getreide und Reisverarbeitungserzeugnissen bleibt 
jedoch diese Erhöhung der in Italien gewährten Er- 
stattung bei der Berechnung des beweglichen Teil- 
betrags der Abschöpfung auf die sogenannten 
„Erzeugnisse der ersten Verarbeitungsstufe" auf der 
Grundlage von Mais unberücksichtigt. Eine Berück- 
sichtigung dieser Erhöhung für die Festsetzung des 
bei der Einfuhr in diesen Mitgliedstaat anzuwen- 
denden beweglichen Teilbetrags auf die unter die 
Verordnung Nr. 160 66/ EWG fallenden Waren, die 
selbst von diesen Erzeugnissen der ersten Ver- 
arbeitungsstufe „abgeleitet sind, wäre nicht folge- 
richtig". Deshalb erscheint es gerechtfertigt, in die- 
sem Fall eine abweichende Regelung von Artikel 5 
Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG vorzusehen. Eine solche Regelung 
ist möglich auf Grund von Artikel 17 zweiter Ge- 
dankenstrich dieser Verordnung. 

! Das ist der Gegenstand des vorliegenden Ver- 
ordnungsvorschlags. 
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